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Zu den Geschehnissen in Chemnitz er-
klärt Antje Feiks, Landesvorsitzende
der DIE LINKE. Sachsen:

„Die Ereignisse der letzten 48 Stun-
den in Chemnitz machen mich fas-
sungslos. Nach der Auseinandersetzung
auf dem Chemnitzer Stadtfest muss-
te ich mit Bestürzen zur Kenntnis neh-
men, dass einer der drei Schwer-
verletzten seinen Verletzungen im
Krankenhaus erlegen ist. Mein aufrich-
tiges Beileid gilt den Angehörigen. Ich
hoffe, dass das Geschehene durch die
Ermittlungsbehörden zügig aufgear-
beitet und diese Tat strafrechtl ich ge-
ahndet werden kann. Auch hoffe ich
auf eine baldige Genesung der Verletz-
ten.

Die sich anschl ießende Mobil isierungs-
wel le im Spektrum der extremen
Rechten und Hool igans lassen Erinne-
rungen an die Pogrome zu Beginn der
90er Jahre aufkommen. Ein rechter
Mob schafft es, das Gedenken zu in-
strumental isieren und für sich zu ver-
einnahmen. In pogromhafter Stimmung
zieht ein marodierender, gewaltberei-
ter Mob durch die Innenstadt Chem-
nitz und macht Jagd auf Menschen
anderer Herkunft, Hautfarbe oder ver-
muteter pol itischer Einstel lung. Eine
Eskalationsspirale, die ihres gleichen
sucht.

Das Sachsen ein Problem mit gefes-
tigten rechten Strukturen hat, war vie-
len bewusst. Leider nicht al len. Aber
bei der Staatsregierung und beson-
ders der herrschenden CDU sol lte

Dringl ichkeit nunmehr ankommen: Das
was in Chemnitz am Sonntag passier-
te, darf sich nicht wiederholen. Chem-
nitz darf kein zweites
Rostock-Lichtenhagen werden. Ich ha-
be die Hoffnung, dass die Menschen
sehen und verstehen, wessen Geistes
Kind aus diesem tragischen Tod Kapi-
tal zu schlagen versucht. Warnungen
vor genau so einer Situation wurden
in der Vergangenheit nicht nur zu oft
ignoriert, sondern als falsch darge-
stel l t. Rechte Hetze hat sich in den Al l -
tag geschl ichen und ist zur
unwidersprochenen Selbstverständ-
l ichkeit geworden. Es müssen die Vie-
len, die rechte Hetze verabscheuen,
die Humanistinnen aufstehen. Wir sind
mehr und werden uns das nicht mehr
bieten lassen.“~

»LINKE«

DIE LINKE SACHSEN BESCHLIEßT MITGLIEDERENTSCHEID UND �BE�
FRAGUNG
Die sächsische LINKE hat auf der 3. Tagung des 1 4. Landesparteitages für einen breit angelegten Mitgl iederent-
scheid- sowie eine Mitgl iederbefragung votiert. In diesem, für Sachsen einmal igen, basisdemokratischen Pro-
zess werden die Mitgl ieder der Partei DIE LINKE verstärkt in den Themen- und Personalfindungsprozess
eingebunden. Damit sind die Weichen für die Landtagswahl 201 9 gestel lt.

Ab Oktober sind die Mitgl ieder angehalten, sich auf 1 3 Regionalkonferenzen auszutauschen und thematische
Vorschläge einzubringen. Anschl ießend werden in einem Mitgl iederentscheid bzw. –befragung Spitzenkandida-
tur und Schwerpunktthemen bestimmt. Die öffentl iche Auszählung wird am 1 . Dezember durchgeführt.~

"GESCHEHNISSE IN CHEMNITZ MACHEN FASSUNGSLOS"
Parteivorsitzende der LINKEN Sachsen Antje Feiks in Pressemiteilung vom 27.08.2018
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Nachdem in der Vergangenheit schon
eine Vielzahl an Sparkassen in Sachsen
die Kündigungen solcher Sparverträ-
ge durchgeführt haben, ohne anspre-
chende und gut vertretbare Alternativen
für die Betroffenen anzubieten, geht
nun auch die Sparkasse Vogtland die-
sen Weg.

Laut Aussage der Verbraucherzentra-
le Sachsen bietet die Sparkasse Vogt-
land zwar ein Sparprodukt , welches
mit dem Prämiensparen vergleichbar
sein wird an, jedoch nicht mit gleichen
Erträgen. Zusätzl ich heißt dies für je-
den einzelnen Betroffenen, nun wie-
der die Wahl zu treffen und zu hoffen
mit dem ausgewählten Produkt sei-
nem vor langer Zeit gestecktem Ziel

doch noch wieder näher zu kommen.

Es ist einfach erschreckend, dass die
kleinen Sparerinnen und Sparer, wel-
che mit dem Ersparten meist ihren Le-
bensabend absichern bzw. verschönern
wol lten, nun auf der Strecke bleiben.
Da erweisen sich Versprechungen, die
im Rahmen der Abschlüsse solcher
Prämien Sparverträge getätigt wur-
den, einfach als unwirksam.

Die vogtländische Landtagsabgeordnete
der LINKEN, Sprecherin für Ver-
braucherschutz, Janina Pfau sagt da-
zu: „Wir können es nicht hinnehmen,
dass in Zeiten von Niedrigzins und folg-
l ich kleineren Gewinnen der Banken
am Ende immer nur die Verbrauche-

rinnen und Verbraucher auf der Stre-
cke bleiben. Die Geldhäuser müssen
sich auch ihrer Verantwortung gegen-
über den Menschen bewusst sein und
eventuel le Einbußen nicht immer nur
leichtfertig nach unten verteilen. In
den letzten Jahren ist die Sparkasse
Vogtland nicht gerade positiv aufge-
fal len, mag es durch sehr hohe Dispo-
und Überziehungszinsen, hohe Gebüh-
ren für Konten oder Negativzinsen sein,
um nur ein paar Beispiele zu nennen.
Die Hauptaufgabe der Sparkassen
rückt da aber leider immer mehr in
den Hintergrund und ich hoffe für die
Kundinnen und Kunden der Sparkas-
se, dass es in Zukunft auch wieder ein -
mal positive Nachrichten von der
Sparkasse geben wird.“~

NUN DOCH KÜNDIGUNGEN VON PRÄMIENSPARVERTRÄGEN
Kündigungswelle der Prämiensparverträge auch im Vogtland angekommen

BÜRGERINNEN UND BÜRGER BLEIBEN UNGEHÖRT
Am 02.08.201 8 mussten die Kreisrä-
te des Vogtlandkreistages „nachsitzen“.
Grund war einerseits, dass die Verwal-
tung schl ichtweg vergessen hatte, für
die Wahl der Schöffen und Jugend-
schöffen Vertrauenspersonen für den
Wahlausschuss wählen zu lassen.

Und zweitens musste die Abfal lsat-
zung nach einer Beschwerde der Frak-
tion DIE LINKE erneut auf die
Tagesordnung gesetzt werden, da der
Landrat in der Kreistagssitzung am
1 4.06.201 8 den Antrag der LINKEN
auf Anhörung von BürgerInnen und
BürgervertreterInnen zum Entwurf der
Satzung hatte nicht abstimmen lassen.

Dies sah die Landesdirektion in ihrer
Beurteilung als nicht rechtskonform
an, weshalb der anschl ießende Mehr-
heitsbeschluss für den Entwurf, vor
al lem aus CDU und SPD, formel l recht-
widrig war.

In der am 02.08.201 8 stattgefunde-
nen Kreistagssitzung beantragte Hen-
ry Ruß erneut, dass BürgerInnen und

BürgervertreterInnen, vor al lem vom
Mieterbund als auch den großen Woh-
nungsbaugesel lschaften gehört wer-
den. Da im Vorfeld erneut jegl iche
Transparenz und Einbeziehung der Be-
troffenen von Seiten der Verwaltung
außen vorgelassen wurden, wäre die
Anhörung eine Minimalchance gewe-
sen, den Kreisräten die Ungerechtig-
keiten und Mängel des Satzungsent-
wurfes näher zu bringen.

Mit der Stel lungnahme der Landesdi-
rektion im Rücken l ieß dieses Mal der
Landrat über den Antrag der LINKEN
abstimmen, wobei interessanterwei-
se Unterstützung aus der Fraktion der
Grünen kam. Letztl ich wurde der An-
trag mit 21 zu 43 Stimmen abgelehnt.

Selbst wenn es für die Anhörung eine
Mehrheit gegeben hätte, so hätte laut
Landesdirektion der Landrat diesen
Beschluss kassieren müssen. In der
Landkreisordnung steht im §40, Abs.4:
„Bei der Vorbereitung wichtiger Ent-
scheidungen können der Kreistag und
seine Ausschüsse betroffenen Perso-

nen und Personengruppen Gelegen-
heit geben, ihre Auffassung vorzutragen
(Anhörung), soweit die Anhörung nicht
gesetzl ich vorgeschrieben ist.“

Da im Vorfeld die betroffenen Perso-
nen und Personengruppen in keiner
Weise einbezogen wurden, wäre es
geradezu folgerichtig gewesen, wenn
die Anhörung spätestens im Kreistag
stattgefunden hätte. Die vom Landrat
als auch von der Landesdirektion ver-
tretene Rechtsauffassung kann die
Fraktion nicht teilen. Unabhängig davon
sind die Mittel , gegen die neue Gebüh-
rensatzung vorzugehen, ausgeschöpft
sind.

Erst wenn die Gebührenbescheide im
nächsten Jahr verschickt worden sind,
wird es für die Betroffenen mögl ich
sein, Widerspruch einzulegen bzw. zu
klagen.

Was bleibt, ist „die erneute Miss-
achtung der Bürgermeinung, was der
Demokratie einen weiteren Schaden
zufügt“, so Kreisrat Henry Ruß.~
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KOMMUNALPOLITIK 201 9: NICHT OHNE DIE LINKE!
Beschlossen auf der 3. Tagung des 14. Landesparteitages am 25.08.2019 in Hoyerswerda

Das Wahljahr 201 9 naht mit großen
Schritten: Neben den Landtags- und
Europawahlen finden auch die Kommu-
nalwahlen statt. 201 4 konnten wir als
Partei über 1 000 Mandate in Stadt-
und Gemeinderäten, in Kreistagen und
Ortschaftsräten erringen. Diese Posi-
tion gilt es 201 9 zu verteidigen und
auszubauen.

„Kommunalpolitik – Interessiert nie-
manden und erreichen können wir auch
nichts!“
Wenn vom Wahljahr 201 9 die Rede
ist, wird meistens nur über die Land-
tagswahlen gesprochen. Dabei ist die
Kommunalpol itik für uns als LINKE von
zentraler Bedeutung. Sie ist unser An-
ker in der Basisarbeit vor Ort.

Unsere Erfolge lassen sich nicht von
der Hand weisen. Wir haben als LIN-
KE Bürgerentscheide initi iert, Sozial-
tickets in Leipzig und Dresden
eingeführt, uns gegen Krankenhaus-
schl ießungen im ländl ichen Raum ge-
stel l t, für kostenfreien Zugang für
Kinder und Jugendl iche in Sport- und
Kultureinrichtungen gekämpft und das
Verbot von Glyphosat auf kommuna-
len Flächen erstritten – um nur ein
paar Beispiele zu nennen. Und das
wichtigste: Wir sind Ansprechpart-
ner* innen vor Ort. Ob es um die an-
stehende Änderung der Mül lgebühren-
satzung geht, bei Problemen mit der
Vereinsförderung oder um einfach mal
nachzufragen, wann der abgesperrte
Spielplatz endl ich saniert wird.

Deshalb ist es wichtig, dass wir auch
201 9 überal l in Sachsen mit LINKEN
Listen zur Kommunalwahl antreten
und Gesicht zeigen - für sol idarische
und nachhaltige Kommunen.

„Bis Mai 2019 ist noch viel Zeit!“
Eben nicht. Das haben auch schon vie-
le Kreis- und Ortsverbände gemerkt
und sind bereits dabei die Kommunal-
wahlen vorzubereiten. Das ist gut so.
Unterstützung in Form von Werbe- und
Infomaterial gibt es wie schon die Jah-
re zuvor von der Landesgeschäftsstel-
le sowie unseren Bildungspartnern.
Diese Unterstützung wird es auch 201 9
geben, u.a. in der Gestaltung der Kan-
didat* innenflyer.

Die Kandidat* innenfindung kann den
Ortsverbänden aber niemand abneh-
men. Denn nur die Genoss* innen vor
Ort kennen die Leute aus dem eige-
nen Dorf und der eigenen Stadt. Sie
wissen am besten wen man anspre-
chen kann, ob sie für DIE LINKE kan-
didieren möchten. Das können
Genoss* innen sein, die schon lange
in den Kommunalvertretungen sitzen
- Aber nicht nur! Wenn man sich die
Altersstruktur unserer Fraktionen und
Gemeinderäte anschaut, sieht man
deutl ich, dass wir vielerorts einen Ge-
nerationswechsel brauchen. Und die-
sen müssen wir auch zulassen. Denn
wenn wir in 1 0 Jahren immer noch
stark in der sächsischen Kommunal-
pol itik vertreten sein wol len, müssen
wir heute schon junge Menschen in
die Kommunalpol itik lassen. In man-
chen Gemeinden gibt es schon Pat* in-
nenprogramme, wo altgediente
Kommunalpol itiker* innen den jungen
zur Seite stehen und ihr angesammel-
tes Wissen vermitteln. Dieses Model l
sol l te überal l Schule machen. Grund-
sätzl ich sol l und mit Bl ick auf die Mit-
gl iederstruktur unserer Partei, ein
gemeinsames Anl iegen sein, mehr
Frauen* für l inke Pol itik zu begeistern.
Nach wie vor sind mehr Männer in un-
serer Partei aktiv, werden wir bei
Wahlen von mehr Männern als Frau-
en gewählt und es werden mehr
Männer in unserer Partei Mitgl ied als
Frauen* : Und stel len sich auch viel öf-
ter zur Wahl . Das hat nicht nur erheb-
l ichen Einfluss auf Mitgestaltung
pol itischer Prozesse innerhalb unse-
rer Partei sondern steht unserem
emanzipatorischen Anspruch entge-
gen und spiegelt sich negativ in der
Zusammensetzung von Gremien und
Parteistrukturen wieder. Gerade in Hin -
bl ick auf eine gleichberechtigte Mit-
gestaltung l inker Pol itik, die
Gewährleistung von Quotierungen
und/ oder bei der Gewinnung weibl i-
cher Kandidierender für pol itische Man-
date, fäl l t uns dieses strukturel le
Ungleichgewicht auf die Füße. Deswe-
gen wol len wir insbesondere Frauen*
dazu ermutigen, für kommunale Man-
date, pol itische Ämter und Gremien
zu kandidieren und gezielt weibl iche
Kandidierende unterstützen.

Aber wir dürfen uns nicht nur auf un-
sere eigene Mitgl iedschaft beschrän-
ken. In vielen Gemeinden sind auch
Sympathisant* innen auf unseren Lis-
ten angetreten und gewählt worden.
Wir sol lten uns nicht davor scheuen,
auf Expertise von außerhalb zu ver-
trauen, wenn sie unsere LINKEN In-
halte mit vertritt. Sei es der
Sozialarbeiter aus dem Gemeinde-
zentrum für Fragen in der Sozial- und
Jugendhilfe oder die Bauunternehme-
rin in Fragen von Stadtentwicklung
und Baupol itik.

„Unsere Kernthemen haben kommu-
nalpolitisch doch keine Relevanz!“
Gerade in der Kommunalpol itik befin-
den wir uns in einem ständigen Wider-
spruch zwischen unserem Ziel , eine
soziale Pol itik vor Ort zu gestalten auf
der einen, und sogenannten Sachzwän-
gen auf der anderen Seite. Linker An-
spruch trifft auf ernüchternde
Wirkl ichkeit. Gelegentl ich fühlt man
sich als Kommunalpol itiker* in wie
ein*e Erfül lungsgehilf* in einer Pol itik,
die man selbst ablehnt. Verursacht
wird dieses Dilemma durch die säch-
sische Landesregierung. Anstatt ihre
Pfl ichten wahrzunehmen, wälzt diese
nach wie vor zentrale Säulen der Da-
seinsvorsorge auf die Kommunen ab,
ohne auch nur ansatzweise das nöti-
ge Geld dafür zur Verfügung zu stel-
len. Die katastrophalen Folgen sehen
wir jeden Tag in unseren Gemeinden
und Kiezen. Das nimmt uns als LINKE
aber nicht aus der Verantwortung, im
Gegenteil : DIE LINKE ist die Partei der
großen Ideale. Diese müssen in der
Kommunalpol itik nicht etwa aufgege-
ben, sondern erst recht in konkretes
Tun umgesetzt werden.

Armut muss nicht sein
Kinder- und Altersarmut sind Themen,
die uns ganz besonders umtreiben. Ei-
ne Kindergrundsicherung sowie die
Mindestrente sind noch nicht in Sicht.
Dennoch können wir den Betroffenen
vor Ort helfen. Zum Beispiel indem
man Kindern freien Zugang zu Bildung,
Sport und Kultur gewährt. Sei es der
kostenlose Zugang zur Bibl iothek oder
dem Museum, eine Zuschussfi-
nanzierung zum Mittagessen in Kita
und Schule oder ein breites Angebot
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von Freizeiteinrichtungen und Spiel-
plätzen. Für unsere älteren Mit-
bürger* innen sind sicher ein günstiges
Ü65-Ticket für den ÖPNV hilfreich, der
Erhalt der Begegnungsstätte vor Ort
immens wichtig und ein Ausbau der
kommunalen Krankenversorgung über-
lebenswichtig.

Die Bürger*innen mitnehmen
Bürgerbeteil igung ist mehr als nur al-
ler vier bis fünf Jahre ein Kreuz abge-
ben zu dürfen. Bürgerbeteil igung fängt
direkt vor Ort in der Kommune an.
Nämlich mit Bürger* innensprechstun-
den, öffentl ichen Fraktionssitzungen
und Einwohner* innenversammlungen.
Gerade bei strittigen Themen ist es
wichtig, die Menschen vor Ort mitzu-
nehmen und mit entscheiden zu las-
sen. Sei es durch Umfragen, die
Einsetzung von Bürger* innenplattfor-
men, die Schaffung eines Bürger* in-
nenhaushaltes oder Bürger* innen-
begehren und Bürger* innenentscheide.
Die sächsische Gemeindeordnung bie-
tet hier verschiedene Mögl ichkeiten
an, die wir in der Kommune auch al le-
samt nutzen sol lten.

Mobilität für alle
Mobil ität ist ein Grundrecht. Deshalb
sol lte jeder Mensch – egal ob Kind,
Arbeiter* in oder Generation 60plus –
die Mögl ichkeit haben, mobil zu sein.
Gerade im ländl ichen Raum ist das oft
nicht mehr mögl ich. Wenn überhaupt
ein Bus fährt dann nur al le drei Stun-

den und nur bis 1 8 Uhr. Hier müssen
wir von kommunaler Seite gegensteu-
ern. Da gilt es den ÖPNV wieder at-
traktiv zu machen: Mit einem
wohnortnahen sowie bezahlbarem
Nahverkehrsnetz. Zu letzterem gehört
neben dem Job- und Sozialticket auch
eine kostenfreie Schülerbeförderung.
Projekte zur Erschl ießung „weißer Fle-
cken“ in ländl ichen Regionen über in-
tegrierte Fahrpläne und zur pers-
pektivischen Elektrifizierung des ÖPNV
müssen viel breiter angegangen wer-
den. Auch die Themen Radverkehr und
Park & Ride müssen kommunal wie-
der stärker in den Fokus rücken. Mobi-
l ität ist mehr als das Auto.

Wohnen ist ein Menschenrecht
Das Thema Wohnen ist gerade über-
al l präsent. In den großen Städten wird
der Wohnraum immer knapper. Selbst
Gutverdiener* innen können sich kei-
ne Wohnung mehr in der Innenstadt
leisten und Famil ien mit drei Kindern
müssen sich auf 60 Quadratmeter
quetschen. Währenddessen kämpfen
die kleinen Dörfer und Gemeinden mit
massivem Leerstand. Kommunale Woh-
nungsunternehmen müssen hier stär-
ker gefördert werden: beim Angebot
von preiswertem Wohnraum und bei
der Sanierung des Bestandes. Mit
kommunalem Wohngeld und preiswer-
tem Baugrund müssen Anreize für Men-
schen geschaffen werden, sich auch
in kleineren Gemeinden niederzulas-
sen. Auch privaten Vermieter* innen

Anreize zu geben, Wohnraum günstig
anzubieten, ist eine Option. Wir kämp-
fen für sozialen Wohnraum überal l !
Darunter verstehen wir -neben den üb-
l ich damit assoziierten Sozialwohnun-
gen- vor al lem barrierearmen,
bezahlbaren Wohnraum für junge Fa-
mil ien und ältere Menschen.

Und nun?
Gehen wir mutig in den Wahlkampf
und gewinnen Kandidat* innen! Zeigen
wir, dass Kommunalpol itik, für uns als
LINKE, oberste Priorität hat. Sei es
beispielsweise dadurch, dass wir auf
Bundesebene für auskömmliche
Kommunalfinanzen streiten oder im
Landtag die Senkung des Wahlalters
thematisieren. Vor al lem aber zeigen
wir in den Gemeindevertretungen, dass
unsere pol itische Arbeit ganz konkret
wird. Dazu gehört, dass wir offen mit
unseren Erfolgen umgehen. Erzählen
wir unserer Famil ie, dem Arbeitskol-
legen und der Gartennachbarin, was
DIE LINKE für sie persönl ich erreicht
hat. Wenn bei den Bürger* innen an-
kommt, dass wir in Kreis-, Stadt- und
Gemeinderat unverzichtbar sind, ist
bereits ein großer Schritt getan. Lasst
uns mit diesen großen Schritten auf
die Kommunalwahlen zugehen.
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IST SAHRA WAGENKNECHT EINE
MODERNISIERUNGSSKEPTIKERIN? UND SOLL DAS
INFRAGESTELLEN OFFENER GRENZEN AUFHÖREN?
Als "Modernisierungsskeptikerin" wur-
de Sahra 'Wagenknecht meiner Wahr-
nehmung nach - wenn auch indirekt -
in der Jul i-August-Nummer von
"Sachsens Linke" charakterisiert: Im
Artikel "Katja Kipping zur Auswertung
des Leipziger Parteitages" steht ge-
schrieben, es gäbe Menschen, die
Weltoffenheit als Bedrohung empfin-
den und es als Abstieg interpretieren,
wenn nebenan ein Geflüchteter ein-
zieht, und es gäbe jene, die die neu-
en Nachbarn wil lkommen heißen.
Sozialwissenschaftler würden erstere
als Modernisierungsskeptiker, letzte-
re als Modernisierungsoptimisten be-
zeichnen. Sahra wurde im Artikel zwar
nicht namentl ich benannt, aber jeder
in unserer Partei weiß, dass Sahra "of-
fene Grenzen" im Sinne von "Bleibe-
recht für al le" für derzeit unreal istisch
hält und deswegen ablehnt. Und wer
die Eskalation der Diskussion zur Fra-
ge der "offenen Grenzen" nach Sahras
Rede auf dem Leipziger Parteitag mit-
erlebt hat, dem ist die Brisanz der Fra-
ge und die Adresse der Angriffe wieder
einmal schmerzl ich bewusst gewor-
den. Auch wenn Katja in ihrer Partei-
tagsrede betonte, dass sich die
Mitgl ieder der LINKEN nicht zwischen
ihr und Sahra entscheiden müssten.

Katjas Artikel wirft für mich zwei Fra-
gen auf:

- Bezieht Katja in ihre Gegenüberstel-
lung Sahra ein? Wenn ja: Ist es be-
rechtigt, eine Genossin, die in
Büchern wie "Freiheit statt Kapita-
l ismus", "Kapital ismus, was tun?",
"Wachstum ohne Gier" Gedanken
und Vorschläge für Wege aus dem
Kapital ismus entwickelt und die da-
mit Tausende beeindruckt und un-
serer Partei Anerkennung verschafft
hat, als Modernisierungsskeptike-
rin herabzuwürdigen?

- Nützt Katjas Forderung im Artikel ,
dass das "öffentl iche Infragestel-
len" von "offenen Grenzen" aufhö-
ren müsse, unserer Partei und vor
al lem den betroffenen Menschen?

Richtig verweist Katja darauf, dass es
in der LINKEN viele Themen gibt, bei
denen wir uns einig sind und dass die

stärker nach außen dringen müssten.
Setzt das aber wirkl ich voraus, dass
die Problematik offener Grenzen nicht
mehr diskutiert wird? Ignoriert Katja
damit nicht den Aufruf von Bernd Rie-
xinger auf dem Bundesparteitag zur
weiteren Diskussion der Flüchtl ings-
frage, die sachl ich, fair und ohne ge-
genseitige Demütigungen geführt
werden sol l? Missachtet sie damit nicht
auch die Vorschläge von 1 9 Bundes-
tagsabgeordneten, die im April 201 8
ein "Thesenpapier zu einer human und
sozial regul ierenden l inken Einwande-
rungspol itik" veröffentl ichten, sowie
die Forderungen von neun Bundes-
tagsabgeordneten, die im Mai 201 8
mit einer "kritischen Repl ik" auf die-
ses Thesenpapier antworteten? Beide
Gruppen riefen zu einer Debatte auf,
die "fachl ich, plural istisch, fair und oh-
ne gegenseitige Unterstel lungen" er-
folgen muss!

Und sogar in der genannten "kritischen
Repl ik" auf das "Thesenpapier" ist zu
lesen: "Ja, es gibt (noch) kein univer-
sel les Recht auf Migration und Einwan-
derung, und ja, realpol itisch ist ein
solches Recht derzeit weder durch-
setzbar noch vorstel lbar. Aber: Wer,
wenn nicht die Linke sol l diese einzig
humane und moral isch vertretbare Po-
sition in die vergiftete gesel lschaftl i-
che Debatte einbringen?! . . . Im
pol itischen Al ltag und in unseren Kämp-
fen müssen wir uns von der l inken Per-
spektive offener Grenzen leiten lassen
.. . Uns ist bewusst, dass sich unsere
grundsätzl ichen Forderungen derzeit
nicht eins zu eins umsetzen lassen. . . .
Das Ziel offener Grenzen darf nicht
aufgegeben .. . werden." (Hervorhe-
bungen von D.W.) Bereits in einem In-
terview, das 201 7 im Magazin "prager
frühl ing" veröffentl icht wurde, spricht
Ul la Jelpke, eine der Initiatorinnen der
"kritischen Repl ik", dass die Forde-
rung nach offenen Grenzen für Flücht-
l inge für sie nicht verhandelbar sei,
dass sie aber über "offene Grenzen
für al le" diskutieren möchte, beson-
ders darüber, was das in der jetzigen
Situation bedeuten würde: Es würden
Mil l ionen kommen, und die Gesel l-
schaft wäre mit einer solchen Pol itik

völ l ig überfordert: "Jede Gesel lschaft
hat nur bestimmte Mögl ichkeiten, was
Schulen, Bildungs- und Arbeitsmarkt
angeht." Sie macht aufmerksam, dass
wir als Linke es nicht geschafft haben,
zu verhindern, dass zahlreiche Geset-
ze für Geflüchtete verschärft und der
Famil iennachzug ausgesetzt wurde,
da fände sie es sehr leichtsinnig, zu
sagen, dass wir Bleiberecht für al le be-
wältigen werden. "Wir haben eine Wäh-
lerwanderung, und sicher nicht nur
mir werden Briefe geschrieben, wie
unmögl ich manche Leute die Pol itik
der Linken finden. Das kann man nicht
einfach negieren." Wichtig sei, die ak-
tuel len Mögl ichkeiten der Einreise
Schritt für Schritt zu erweitern oder
zumindest die permanente Verschlech-
terung der Situation zu verhindern.

Die Diskussion um Asylrecht und Ein-
wanderung wird also bereits weiter-
geführt, und das kann und darf nicht
verhindert werden! Dabei ist natür-
l ich zu differenzieren zwischen Vision
und momentan Erreichbarem - bei Nut-
zung al ler pol itischen Mögl ichkeiten.
Und selbstverständl ich ist es unerläss-
l ich, "einzig humane und moral isch
vertretbare Positionen in die vergifte-
te gesel lschaftl iche Debatte einzu-
bringen". Aber es geht um mehr: Aus
Haltung muss real itätstaugl iche Pol itik
erwachsen!

Dr. Dorothea Wolff
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Du bist Mitgl ied der Partei DIE LINKE, l iest regelmäßig deine E-Mails?
Aber du bekommst keine von DIE LINKE?

Dann kennen wir deine E-Mailadresse viel leicht noch nicht, oder deine
E-Mailadresse hat sich geändert.

Melde deine E-Mailadresse und deinen Namen an die Kreisgeschäftsstel le
unter: kontakt@dielinke-vogtland.de

VER.DI FORDERT ZEITGEMÄßE SOZIALE STANDARDS BEI
DER VERGABE DER VERKEHRSLEISTUNGEN FÜR DEN ÖPNV
Der Vogtlandkreis, welcher Aufgaben-
träger für die ÖPNV-Leistungen in sei-
nem Kreisgebiet ist, beschäftigt sich
derzeit mit der Vergabe der Regional-
busverkehrsleistungen. Die daraus re-
sultierenden Verträge sol len dann für
die nächsten zehn Jahre Bestand ha-
ben. In der europaweiten Ausschrei-
bung spielen die Arbeitsbedingungen
für die Beschäftigten jedoch schein-
bar nur eine untergeordnete Rol le.
Denn entgegen der in Sachsen vor al-
lem im Regionalverkehr weitestgehend
flächendeckend angewandten Tarif-
verträge des Arbeitgeberverbandes
Nahverkehr Sachsen (AVN-Sachsen)
sind nur vereinzelt Details aus diesen
Tarifwerken als verpfl ichtend für die
Bieter im Leistungsverzeichnis enthal-
ten. Diese Mindeststandards bezie-
hen sich ledigl ich auf die Vergütungen
(incl . Zeitzuschläge), die Urlaubsan-
sprüche und Kündigungsfristen der Ar-
beitsverhältnisse. Al le weiteren

wichtigen tarifl ichen Regelungen wie
z. B. zu Mindestruhezeiten zwischen
den Diensten, Begrenzung der max.
tägl ichen Arbeitszeit, Erschwerniszu-
schläge, Jahressonderzahlung, betrieb-
l iche Altersvorsorge und noch vieles
mehr, werden durch die Verantwortl i-
chen im Rahmen dieser Ausschreibung
vorenthalten.

Wie bereits vor geraumer Zeit berich-
tet, sol l te man sich in den benachbar-
ten Landkreisen umschauen wie es
richtig geht!

N icht nur die soziale Verantwortung
gegenüber den Beschäftigten, sondern
auch die Verantwortung gegenüber
den Unternehmen ist im Vogtlandkreis
scheinbar ein Fremdwort. Auch scheint
man das Thema Fachkräftemangel im
Vogtlandkreis zu ignorieren.

Es bleibt also abzuwarten, ob die drei
vogtländischen Verkehrsunternehmen
(Reichenbacher Verkehrsbetriebe Ger-
lach GmbH, Göltzschtal-Verkehr GmbH
Rodewisch und die Plauener Omnibus-
betrieb GmbH) ab 2020 weiter die Ver-
kehrsleistungen erbringen werden.
Fakt ist jedoch, dass ver.di die Ver-
kehrsunternehmen, welche mit den
Verkehrsleistungen durch den Land-
kreis beauftragt werden, dann unver-
zügl ich zu Tarifverhandlungen
auffordern wird.

Ein guter und sicherer ÖPNV kostet
nun mal Geld! Zusammenfassend wird
gefordert, dass bei der Sicherheit für
die Fahrgäste und gerechten Arbeits-
bedingungen für die Beschäftigten das
Sparen endl ich aufhört.

Sven Vogel
Fachbereichssekretär ver.di
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Wie wol len wir leben? Wie sehen die
Städte der Zukunft aus? Wie retten wir
das Kl ima? Was wol len wir produzie-
ren und wie? Wie wird Digital isierung
gerecht? Was muss passieren, damit
die Arbeit ums Leben kreist? Wie stel-
len wir uns den Rechten in den Weg?
Was tun wir gegen Aufrüstung und
Waffenexporte? Wie machen wir Pol itik
vor Ort, in Europa? Wie werden wir
mehr? Wie verändern wir die Welt?
Zwischen 1 3. und 1 6. September ma-
chen wir eine „Linke Woche der
Zukunft“. In der Zeit wird von der Ro-
sa Luxemburg Stiftung auch
über:morgen stattfinden. Durch diese
Woche der Zukunft ziehen sich ver-
schiedenen Fragen und Stränge: Wie
sieht die Arbeit der Zukunft aus und
wie wird sie gerecht verteilt - zwischen
den Geschlechtern, zwischen den Über-
arbeiteten und denen in unfreiwil l iger
Teilzeit oder Erwerblosen, also den
Menschen, die gern mehr arbeiten
würden?

Wir sprechen über gerechte Pflege,
das neue Gesicht der Arbeiter* innen-
klasse und eine verbindende Klassen-
pol itik von unten. Wir fragen nach dem
Umbau der Wirtschaft, der Umvertei-
lung von Reichtum und beleuchten die
Tatsache, dass sich nur die Reichen
einen armen Staat leisten können. Wir
stel len dem digitalen Kapital ismus un-
sere Alternativen entgegen. Wir pla-
nen einen sozialen und ökologischen
Umbau, eine Transformation der Kriegs-
wirtschaft und eine Demokratisierung
der Wirtschaft. Wir zeichnen das Bild
einer Zukunft, in der das Öffentl iche
al len gehört und es wirkl ich etwas zu
entscheiden gibt. Wir benennen die
Gegner und sagen Ungleichheit, Spe-
kulation, Austerität, Aufrüstung und
Kriegstreiberei den Kampf an. Im Mit-
telpunkt stehen dabei LINKE Pol itik
und Organisierung: internationaler Aus-
tausch, sozial istische Kommunalpol itik,
Formen des Selbstorganisierung, die
Verknüpfung von Partei, Parlament
und Bewegung.

Event, Labor, Debattenraum und Polit-
treffen
Die l inke Woche wird keine herkömm-
l iche Konferenz sein, auf der vor al lem
berühmte Menschen und Fachleute

über Theorie, Analysen und die Her-
ausforderungen der Zukunft sprechen.
Wir wol len gute Analysen und Strate-
gien, aber sie werden nur wirksam,
wenn sie sich verbinden mit den Fra-
gen „Was tun?“ und „Wer tut es?“. Wie
übersetzen wir die Analysen in
pol itische Praxis? Wie lernen wir von
guten Erfahrungen und Strategien?
Wie können Verbindungen zwischen
Aktiven entstehen, wie bauen wir Be-
wegungen von unten auf? Das sol l auf
der Konferenz ebenfal ls im Fokus ste-
hen. Die l inke Woche der Zukunft wird
Event, Labor, Debattenraum und Pol it-
treffen sein. Neben Podiumsdiskus-
sionen und Vorträgen wird es deshalb
Workshops zur gemeinsamen Arbeit
geben und Labore und Vernetzungs-
treffen, in denen der Austausch zwi-
schen den Beteil igten im Mittelpunkt
steht. Wir verbinden Pol itik und Kultur,
Gesel lschaftsanalyse und eingreifen-
de Praxis, die Partei und ihr Umfeld,
kol lektives Handeln und gemeinsames
Feiern, Strategie und Theater - und wir
wol len nach Berl in und in das pol itische
Tagesgeschehen ausstrahlen.

Wir wol len diskutieren und 3D-dru-
cken, planen und programmieren, ler-
nen und Erfahrungen teilen, feiern und
vernetzen.

Wir bieten ein Tribunal zum Pflegenot-
stand, Diskussion und Vernetzung zu
Klassenkampf im Plattform-Kapital is-
mus, ein feministisches Labor, einen
Crash-Kurs zum linken Organizing, Auf-
stehen gegen Rassismus, Kämpfe um
Zeit und Gerechtigkeit. Lesungen zu
Literatur und Klassenkampf, einen Mit-
tagstalk mit Gregor Gysi und einen
Poetry Slam (l iterarischer Vortrags-
wettbewerb)zum Leben im Mindest-
lohn. Wir reden über die Rol le von
Theater und Kultur im Kampf gegen
Rechts. Wir planen den sozial-ökolo-
gischen Umbau, eine Verkehrswende
jenseits von Diesel und Elektroauto
und für lebenswerte Städte. Mieter-
Initiativen, Pflegekräften, Kämpferin-
nen und Kämpfer für kürzere Arbeits-
zeiten werden sich vernetzen. Wir
reden über die Demokratie der Zukunft
und wie wir uns die Pol itik und die
Zukunft zurückholen.

Wir laden ein zu einem Abend umsonst
und draußen mit Musik, Kultur und
Pol itik für bezahlbares Wohnen. Die
klassische Kinderbetreuung wird durch
ein inhaltl iches Programm für Kinder
ergänzt.

Die linke Woche der Zukunft findet vom
13. bis 16. September 2018 in Berlin,

Franz-Mehring-Platz1 statt.
Anmeldung und Informationen hier:

http://www. linke-woche-der-zukunft.de

»Kreuz & Quer«
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LIEBE LESERIN, LIEBER LESER,
Unter
www.diel inke-vogtland.de/presse

finden Sie den jeweil ig vorgesehenen
Erscheinungstag des Vogtlandboten.
Ebenso eine digitale Ausgabe. So
können Sie sich aktuel l und als Erste
informieren!

Hier können Sie auch vorhergehende
Ausgaben nachlesen!

Bedenken Sie bitte, dass sowohl die
Erstel lung als auch die Verteilung
der Papierausgabe nur durch
ehrenamtl iche Helfer erfolgen. Somit
kann sich eine Zustel lung in Ihrem
Briefkasten auch mal etwas
verzögern. Und – die Druckausgabe
könnten Sie dann auch Nachbarn
oder Bekannten weitergeben!

AUF ZUR LINKEN WOCHE DER ZUKUNFT!




